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Executive Summary : Generation  Z(eitenwende) zwischen Umbruchwahrnehmung 

und erlebter Handlungsunfähigkeit

1. E ine Generation  im Umbruch ohne 

klares Zukunftsbild  

D ie alte Ordnung, geprägt von Verlässlich-

keit westlicher Bündnisse, wirtschaftlicher 

Stabilität und regelbasierter  internationa-

ler Politik, gilt für junge Menschen als 

überholt. Gleichzeitig bleibt das Bild einer 

neuen Ordnung diffus. Was an die Stelle 

des Bekannten tritt, lässt sich für die meis-

ten jungen Menschen nicht greifen. Die 

Zeitenwende wird gespürt, aber nic ht 

durchdrungen.  

2. Außenpolitik : allgegenwärtig, aber 

weit entfernt  

Ein zentraler Befund der Studie ist die aus-

geprägte Spannung zwischen medialer 

Präsenz und alltäglicher Distanz. Außen-

politische Themen sind allgegenwärtig vor 

allem in den (sozialen) Medien und in All-

tagsgesprächen, werden aber von der 

Mehrheit der jungen  Menschen kaum als 

Teil der eigenen Lebenswelt erfahren. Das 

Informationsverhalten reicht von aktivem, 

aber frustriertem Engagement bis hin zur 

bewussten Vermeidung als Schutzstrate-

gie. Besonders deutlich ist die Tendenz, 

innen -  und außenpolitische Themen zu 

vermischen: Migration, Rentenfragen 

oder marode Infrastruktur konkurrieren in 

der Wahrnehmung mit geopolitischen Kri-

sen und erscheinen als gleichrangige po-

litische Herausforderungen. Investitionen 

in Außenpolitik werden dabei häufig als 

Ressource verstanden, die dem Inland 

entzogen wird. Dass außenpolitisches En-

gagement in Beziehung  zu politischen Zie-

len und Aufgaben im Inland steht, bleibt 

für viele Teilnehmende unsichtbar.  

3. Deutschland und die EU: Vertrauen 

mit Vorbehalten  

Die Einschätzung Deutschlands als au-

ßenpolitischer Akteur fällt ernüchternd 

aus. Eine als unzureichend wahrgenom-

mene innenpolitische Leistungsfähigkeit, 

ob in der Pflege, beim Rentensystem oder 

bei der digitalen Infrastruktur, untergräbt 

die Legitimität au ßenpolitischen Engage-

ments. Die zugrundeliegende Logik lautet: 

Wer die eigenen Probleme nicht löst, hat 

weder die moralische Berechtigung noch 

die Ressourcen, sich um die Probleme 

anderer zu kümmern. Diese Haltung ist 

Ausdruck eines tiefen Misstrauens in 

staatliche Handlungsfähigkeit, weniger 

eine ideologische Position. Die EU genießt 

dagegen eine hohe Grundzustimmung: 

Sie gilt als richtiger Rahmen für die Vertre-

tung deutscher Interessen, jedoch zu-

gleich als zu träge und durch interne 
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Uneinigkeit geschwächt, um der Dynamik 

der Zeitenwende wirklich gerecht zu wer-

den.  

4. Sicherheit und Wehrbereitschaft: ein 

eng militärisch geprägtes Verständnis  

Ein enger Sicherheitsbegriff dominiert die 

Diskussionen: Sicherheitspolitik wird 

überwiegend mit militärischer Stärke 

gleichgesetzt. Erweiterte Konzepte wie 

Cybersicherheit, Resilienz kritischer Infra-

struktur oder hybride Bedrohungen blei-

ben für die meiste n Teilnehmenden abs-

trakt und schwer greifbar. Die Bundes-

wehr selbst wird durchgehend kritisch be-

urteilt: strukturelle Mängel, eine als prob-

lematisch wahrgenommene innere Kultur 

und das Fehlen einer übergeordneten ge-

sellschaftlichen Vision für deren Rolle 

prägen das Bild. Die Wehrpflicht stößt aus 

verschiedenen Motiven, libertärer Selbst-

bestimmung, gewaltkritische Grundhal-

tung und dem Gefühl fehlender Generati-

onengerechtigkeit auf breite Ablehnung. 

Dahinter steht eine tiefere Frage: Für wel-

che Gesellschaft u nd für welche Werte 

soll Opferbereitschaft eigentlich eingefor-

dert werden? Ohne überzeugende Ant-

worten bleibt die Forderung nach Wehr-

bereitschaft unglaubwürdig.  

 

5. Wissen als Schlüssel zur Handlungs-

fähigkeit  

Einen zentralen Kontrast zu diesen Befun-

den bildet die Fokusgruppe junger Ex-

pert*innen. Während junge Menschen 

ohne besondere Vorkenntnisse die Zei-

tenwende spüren, ohne sie vollständig be-

nennen zu können, verfügen die Ex-

pert*innen über konzeptionelle Werk-

zeuge, die es erlauben, das Unübersichtli-

che zu strukturieren. Sie beschreiben 

Deutschlands Schwächen nicht als diffu-

ses Versagen, sondern benennen kon-

krete strukturelle Ursachen, und sie sehen 

in der Lücke zwischen Gesellschaft und 

Sicherheitspolitik kein unabänderliches 

Schicksal, sondern ein Kommunikations -  

und Beteiligungsdefizit, das aktiv behoben 

werden kann. Dieser Unterschied in der 

Einordnung hat direkte Konsequenzen: 

Handlungsunfähigkeit entsteht dort, wo 

Einordnungsrahmen fehlen, während 

Wissen Ha ndlungsorientierung erzeugt.  

6. Ungenutztes Potenzial: Ziviles Enga-

gement als Brücke  

Trotz aller Skepsis und wahrgenommenen 

Ohnmacht zeigt die Studie auch ein unge-

nutztes Potenzial: Die grundsätzliche Un-

terstützung für internationale Kooperation 

ist stabil; die hohe Akzeptanz zivilen Enga-

gements, beispielsweise in Feuerwehr, 

Katastrophensc hutz und Pflege, bietet 



Umbruch, Distanz, Verteilungskonflikte: Wie die Generation Z(eitenwende) auf Außenpolitik blickt  

3 

 

eine Brücke zu einem breiteren Sicher-

heitsverständnis; und der Wunsch nach 

politischer Mitgestaltung ist vorhanden, 

auch wenn die Wege dorthin unbekannt 

oder unzugänglich erscheinen. Ziviles 

Engagement ermöglicht einen Einstieg in 

sicherheitspolitische Verantwortung, ohne 

die moralisch hoch aufgeladene Frage der 

Kriegsbeteiligung zu berühre n. 

 

Die Befunde der Studie verweisen damit auf drei dringende politische Aufgaben.  

1. Wissens -  und Kommunikationslücken schließen.  Junge Menschen können au-

ßenpolitische Zusammenhänge und Entscheidungen nur dann einordnen, wenn sie 

ausreichend informiert sind. Und nur so sind sie in der Lage, Handlungsmöglichkei-

ten zu erkennen und einzuordnen.  

2. Junge Perspektiven strukturell einbeziehen.  Wer sich von Entscheidungsprozes-

sen ausgeschlossen fühlt, distanziert sich oft auch von deren Ergebnissen.  

3. Eine überzeugende gesellschaftliche Vision entwickeln.  Gemeinsames und nach-

haltiges Engagement, ob zivil oder militärisch, entsteht dann, wenn den handelnden 

Personen klar ist, welche Ziele und Zukunftsvorstellungen damit verfolgt werden und 

welche Rolle junge Menschen darin spielen können und sollen. Damit di es gelingt, 

müssen sie einbezogen werden.  

Insgesamt zeigt sich, dass eine zukunftsfähige, resiliente und inklusive Außenpolitik ohne 

die Generation Zeitenwende nicht gelingen wird .
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I.  einleitung   

In den letzten Jahren haben viele Krisen 

die internationale Gemeinschaft und auch 

die deutsche Außenpolitik herausgefor-

dert: Russlands Angriffskrieg auf die Ukra-

ine, der Krieg in Israel und Gaza, die ge-

waltsame, kriegerische Konfrontation im 

sogenannten Nah en Osten, ein tiefgrei-

fend erschüttertes transatlantisches Ver-

hältnis und erschütterte internationale Al-

lianzen; die Gefährdung von Demokratien, 

Kriege und Hungersnöte auf dem afrikani-

schen Kontinent, aber auch wirtschaftli-

che Verwundbarkeiten. Die Gleichz eitig-

keit dieser Krisen ist eine tiefe Zäsur in der 

internationalen Ordnung.  

Je tiefer die aktuellen Umbrüche sind, 

desto näher kommen ihre Konsequenzen 

an den Alltag vieler Menschen – und 

desto mehr wird Außenpolitik zur gesamt-

gesellschaftlichen Aufgabe. Problema-

tisch ist hierbei jedoch, dass junge Men-

schen dabei weitgehend außen vor blei-

ben. Entscheidungen beziehen sie und 

ihre vielfältigen Perspektiven nicht ein, ob-

wohl sie für junge Generationen weitrei-

chende Folgen für die nächsten Jahr-

zehnte haben, nicht nur im Kontext der 

Wiedereinführung der Wehrpflicht. Die 

Perspektiven und  Erfahrungen junger 

Menschen werden kaum als eigenständi-

ger Wissens -  und Erfahrungshorizont 

behandelt – stattdessen  wird vielfach über 

junge Menschen gesprochen, ohne sie 

ausreichend einzubeziehen. Diese Lücke 

wirkt umso gravierender, da sich die prä-

genden außenpolitischen Erfahrungen der 

jungen Generationen heute von denen an-

derer Generationen grundlegend unter-

scheiden . 

Diese Perspektiven zu erfassen, differen-

ziert sichtbar zu machen und in den poli-

tischen Prozess zu bringen, ist somit be-

sonders relevant für eine zukunftsfähige, 

resiliente und inklusive Außenpolitik – und 

das Ziel des Projekts Generation Z(eiten-

wende): Junge Perspektiven auf Außen -  

und Europapolitik von Polis180 . 

Zeitenwende wird hier nicht als ein punk-

tuelles Ereignis verstanden, sondern als 

Abfolge und Überlagerung mehrerer Brü-

che. Dazu zählen insbesondere der russi-

sche Angriffskrieg auf die Ukraine sowie 

die kriegerischen Konflikte im Nahen Os-

ten und deren Folge n für die deutsche, 

europäische, aber auch globale Sicher-

heitsarchitektur, die Verschiebung globa-

ler Machtverhältnisse, die wachsende Be-

deutung geoökonomischer Abhängigkei-

ten, die Zunahme hybrider Bedrohungen, 

aber auch langfristige Krisen wie Klima-

wandel,  soziale Polarisierung und die di-

gitale Transformation. In dieser Perspek-

tive ist Zeitenwende ein dynamischer 

https://polis180.org/projekte/generation-z-eitenwende/
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Zustand politischer Verdichtung, in dem 

Grundannahmen, die lange als stabil gal-

ten (z. B. die Verlässlichkeit internationaler 

Ordnungen oder die Selbstverständlich-

keit von Frieden in Europa), neu verhan-

delt werden. Folglich hat die Zeitenwende 

unmittelbare  Konsequenzen für Erwartun-

gen an staatliches Handeln, für Ressour-

cenkonflikte und für gesellschaftlichen 

Zusammenhalt.  

Für junge Menschen -  die “Generation 

Zeitenwende” -  verdichtet sich die Serie 

von Brüchen in einer Lebens -  und Sozia-

lisationsphase, in der biografische Wei-

chen gestellt werden, etwa Bildungs -  und 

Berufsentscheidungen und Familienpla-

nung. Gleichzeitig bilde n sich eigene Vor-

stellungen von Sicherheit und Zukunftsfä-

higkeit im Rahmen der politischen Sozia-

lisierung: Junge Menschen finden ihre 

Rolle im politischen Raum. Die Dichte der 

Umbrüche erzeugt einen hohen Problem-

druck, doch Lösungen und Kommunikati-

onsforme n bleiben häufig hinter der Kom-

plexität der Lage zurück. Innovative Ideen 

und Ansätze fehlen.  

Gleichzeitig treffen junge Menschen auf 

politische Debatten, in denen häufig kurz-

fristige Handlungslogiken dominieren, 

während ihre Perspektiven weder syste-

matisch berücksichtigt noch in Entschei-

dungsprozesse einbezogen werden. Ihre 

wichtigen Erfahrungen und Lösungsan-

sätze bleiben dabei außen vor: Welche 

Bedrohungen gelten als zentral? Welche 

Interessen und Ziele sind legitim? Welche 

Mittel sind akzeptabel? Welche Instru-

mente werden genutzt? Wer gilt als Ad-

ressat*in von Politik, wer a ls Mitgestal-

ter*in?  

Die Frage ist daher nicht nur, wie junge 

Menschen Außenpolitik quantitativ be-

werten, sondern wie sie Sicherheit, inter-

nationale Verantwortung, zivile und militä-

rische Instrumente sowie europäische 

Handlungsfähigkeit vor dem Hintergrund 

der aktuellen Umbrüc he wahrnehmen 

und interpretieren. Hierfür braucht es 

qualitative Methoden, wie Fokusgruppen, 

die tiefergehende Einblicke in diese Be-

wertungen und Perspektiven ermögli-

chen.  

Vor diesem Hintergrund braucht es 

Grundlagenforschung, welche die tat-

sächliche Vielfalt junger Perspektiven em-

pirisch rekonstruiert und nicht bei Deu-

tungen über junge Menschen stehen 

bleibt: Welche Bedrohungen werden 

wahrgenommen? Welche normativen 

Maßstäb e prägen Urteile? Wo liegen Er-

wartungen an Politik – und wo entstehen 

Distanz, Ambivalenz oder das Gefühl des 

Ausschlusses? Die vorliegende 
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Fokusgruppenstudie dient genau diesem 

Zweck.  

Ziel der Studie ist es, die Perspektiven, Er-

wartungen und normativen Vorstellungen 

junger Menschen mit Blick auf die deut-

sche Außen -  und Europapolitik vor dem 

Hintergrund aktueller geopolitischer Ver-

änderungen zu erfassen. Da junge Men-

schen keine homogene Gruppe darstel-

len, erlauben Fokusgruppen, heterogene 

Sichtweisen nebeneinander sichtbar zu 

machen, erste gemeinsame Bezugs-

punkte herauszuarbeiten und zugleich 

Konfliktlinien präziser zu verstehen:  

• Wie nehmen junge Menschen vor dem 

Hintergrund der aktuellen Umbrüche 

Bedrohungen, Sicherheit und internati-

onale Verantwortung wahr?  

• Welche Erwartungen und normativen 

Maßstäbe richten junge Menschen an 

deutsche Außenpolitik (u. a. die Rolle 

Deutschlands, der EU, internationale 

Kooperation, Legitimität von Mitteln) 

und wo liegen Ambivalenzen oder 

Spannungen?  

• Inwiefern fühlen sich junge Menschen 

durch politische Debatten und Instituti-

onen angesprochen, beteiligt oder aus-

geschlossen und welche Konsequen-

zen hat dies für Vertrauen und Zustim-

mung?  

 

II.  Methode und empirische Grund-

lage  

Grundlage der vorliegenden Studie sind 

vier Fokusgruppendiskussionen mit jun-

gen Menschen in Deutschland. Drei Fo-

kusgruppen mit jeweils sechs bis sieben 

Teilnehmenden aus der allgemeinen Be-

völkerung fanden am 25. und 26. Februar 

2026 in Leipzig statt. Die G ruppen wurden 

so zusammengesetzt, dass sie innerhalb 

der Altersgruppe von 18 bis 29 Jahren hin-

sichtlich des Geschlechts, des Wohnorts 

(Innenstadt und Umland) sowie der Partei-

präferenz durchmischt sind. Zudem 

wurden die Gruppen nach dem (ange-

strebten) Bildu ngsabschluss differenziert. 

Eine Gruppe bestand überwiegend aus 

Personen mit mittlerem bis niedrigem Bil-

dungsabschluss (Realschule oder weni-

ger), eine weitere aus Personen mit formal 

höherem Abschluss (Gymnasium oder 

höher) und eine dritte war mit Blick au f 

den Bildungsgrad durchmischt. Diese Dif-

ferenzierung ermöglicht es, potenzielle 

Unterschiede in Wahrnehmungen und 

Deutungsmustern entlang von Bildungsbi-

ografien zu erfassen und zu erheben, wie 

unterschiedliche Gruppen bei einer ho-

mogenen Zusammensetzung ü ber die 
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Themen sprechen. Zudem verhindert es, 

dass formal höher gebildete Teilneh-

mende die Diskussionen mit ihren Beiträ-

gen dominieren.  

Eine weitere Fokusgruppe mit jungen 

Menschen wurde aus dem Netzwerk von 

Polis180 rekrutiert. Diese Fokusgruppe 

fand online am 6. März 2026 statt und be-

stand aus jungen Menschen, die sich be-

ruflich mit außenpolitischen Themen be-

schäftigen oder ein ausgepräg tes Inte-

resse daran haben. Sie dient als Kontrast-

gruppe zur allgemeinen Bevölkerung, um 

Unterschiede in Wissensstand, Problem-

wahrnehmung und analytischer Einord-

nung zwischen stärker informierten und 

weniger spezialisierten jungen Menschen 

herauszuarbeiten.  

Alle Fokusgruppen wurden von d|part 

moderiert. Der Leitfaden wurde gemein-

sam von Polis180 und d|part entwickelt. 

Die Rekrutierung der Teilnehmenden in 

Leipzig erfolgte über ein professionelles 

Teststudio. Alle im Bericht genannten Na-

men wurden zum Schutz d er Privatsphäre 

geändert.  

III.   Außenpolitik als fernes und schwer greifbares Politikfeld  

1. Außenpolitik ist medial präsent, aber kaum durchdrungen: abstrakt, komplex, alltags-

fremd. Das Informationsverhalten dazu ist häufig passiv, teilweise bewusst vermeidend.  

2. Innen -  und Außenpolitik werden häufig vermischt ; Migration, Armut, Kriminalität als 

„außenpolitische Herausforderungen" gesehen.  

3. Die Vorstellung eines Verteilungskonflikts ist verbreitet: Was ins Ausland fließt, fehlt im 

Inland. Die Wechselwirkungen zwischen außenpolitischem Engagement und positiven 

Effekten im Inland wird dabei kaum wahrgenommen.  

4. Expert*innen denken Außenpolitik hingegen als strategische Notwendigkeit, nicht als 

Ressourcenkonkurrenz .

Außen -  und sicherheitspolitische Themen 

nehmen in der Wahrnehmung vieler jun-

ger Menschen eine eigentümliche Zwi-

schenstellung ein: Sie sind allgegenwärtig 

in den Medien, aber zugleich selten wirk-

lich greifbar. Sie werden als bedeutsam 

anerkannt, aber kaum a ls Teil der eigenen 

Lebenswelt erfahren -  und deshalb häufig 

als abstrakt, komplex und letztlich fremd 

erlebt. Hierbei werden außenpolitische 

Entwicklungen zwar oft als Teil eines grö-

ßer gefassten Umbruchs erkannt, aber oft 

noch als weit entfernt vom eigen en Alltag 

empfunden. Diese Spannung zwischen 

der Wahrnehmung der weltpolitischen 

Entwicklungen und emotionaler Distanz 
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prägt das außenpolitische Bewusstsein 

vieler junger Menschen:  

Miriam (26) „Ich habe manchmal ein biss-

chen das Gefühl, dass es [die aktuellen 

weltpolitischen Entwicklungen] auch erst-

mal keinen Einfluss auf mich hat, und ich 

glaube, dass das bei Vielen mit reinspielt, 

dass man das dadurch noch vor sich her-

schiebt, dass es gar kein  aktuelles Prob-

lem für das eigene Leben ist."  

1. Heterogenes Informationsverhal-

ten: aktiv, passiv, vermeidend  

Das Informationsverhalten der Teilneh-

menden zu Themen der Außen -  und Si-

cherheitspolitik ist ausgesprochen hetero-

gen. Hierbei lassen sich drei Gruppen 

identifizieren: (1) Die Mehrheit nimmt au-

ßenpolitische Inhalte beiläufig wahr: im 

Radio, durch Gespräche i m Bekannten-

kreis oder als kurze Schlagzeilen in sozia-

len Medien. (2) Ein Teil der Teilnehmer*in-

nen verfolgt außenpolitische Debatten je-

doch aktiv, jedoch oft auch mit viel Frust. 

Diese Gruppe sucht gezielt nach seriösen 

Quellen und reflektiert den eigenen Medi-

enkonsum kritisch.  

Hendrik (27):  „Wenn ich Instagram öffne, 

bekomme ich extrem schlechte Laune, 

weil mein ganzer Feed dann voll ist mit ir-

gendwelchen schrecklichen Nachrichten, 

und ich merke es an mir selber auch, dass 

man so eine richtige Politikverdrossenheit 

hat, dass man keine Lust hat , sich mehr 

mit Politik auseinanderzusetzen."  

(3) Eine weitere Gruppe betreibt bewusst 

Vermeidung als individuelle Entlastungs-

strategie, auch zum Schutz der eigenen 

psychischen Gesundheit. Wie bei der 

Mehrheit auch dominiert hier häufig das 

Gefühl, außenpolitische Entwicklungen 

zwar am Rande mitzubeko mmen, aber 

nicht wirklich zu verstehen:  

Lara (18):  „Ich verstehe größtenteils gar 

nicht so richtig, worum es [bei öffentlichen 

Debatten zu Außen -  und Sicherheitspoli-

tik] geht. Ich kriege das nur so nebenbei 

mit, und ich glaube, dass ich dafür auch 

einfach viel zu wenig politische Bildung 

habe."  

2. Vermischung von Innen -  und Außen-

politik  

In allen Gruppen ist die häufige Gleichset-

zung oder Vermischung von innen -  und 

außenpolitischen Themen ein mit dem In-

formationsverhalten eng verbundenes 

Muster. Migration, Altersarmut, Kriminali-

tät und das Pflegesystem tauchen in den 

Diskussionen immer wie der als Heraus-

forderungen in der „Außen -  und Sicher-

heitspolitik“ auf. Diese Verschmelzung er-

klärt sich durch zwei miteinander verbun-

dene Mechanismen: Zum einen existiert 
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für viele Teilnehmende schlicht „die Poli-

tik” als ein undifferenzierter Raum, in dem 

Innen -  und Außenpolitik ohne klare Gren-

zen nebeneinanderstehen. In den Diskus-

sionen wird häufig eine Vielzahl an The-

men aufgegriffen, die medial als beson-

ders dringend dar gestellt werden. Weil 

diese Themen in der öffentlichen Bericht-

erstattung so präsent sind, konkurrieren 

sie in der Wahrnehmung vieler Teilneh-

mender um dieselbe Aufmerksamkeit wie 

geopolitische Krisen und erscheinen 

dadurch als gleichrangige politische Her-

ausforderungen. Was die Medien als ge-

sellschaftliches Problem rahmen, landet 

so als außenpolitisches Thema in der Dis-

kussion. Zum anderen werden Themen 

auch dann genannt, wenn sie in der un-

mittelbaren Lebenswelt der Teilnehmen-

den sichtbar werden, Kriminalitä t im eige-

nen Viertel, Unsicherheit im öffentlichen 

Raum, Erfahrungen im direkten Umfeld. 

Diese persönliche Betroffenheit verleiht 

innenpolitischen Themen eine Dringlich-

keit, die sie in der Wahrnehmung auf min-

destens dieselbe Ebene hebt wie globale 

Krisen.  

3. Verteilungskonflikte: Außenpolitik 

gegen Innenpolitik  

Besonders auffällig ist dabei das verbrei-

tete Deutungsmuster, Außenpolitik im 

Ressourcenkonflikt mit innenpolitischen 

Prioritäten zu sehen. Die Frage „Warum 

geben wir Geld ins Ausland, wenn es hier 

fehlt?" strukturiert viele Aussagen implizit 

oder explizit. Als Beleg für innenpolitische 

Defizite werden dabei wiederholt diesel-

ben Problemfelder genannt: ein als unzu-

reichend  empfundenes Rentensystem, 

Mängel in der Pflege -  und Kranken-

hausinfrastruktur, fehlende Investitionen 

in Bildung, marode öffentliche Infra struk-

tur und eine wahrgenommene Erosion 

der inneren Sicherheit. Als besonders ein-

prägsames Symbol dieser innenpoliti-

schen Schieflage taucht dabei immer wie-

der das Bild älterer Menschen auf, die 

Pfandflaschen aus Mülleimern sammeln, 

obwohl sie ein Leben lan g gearbeitet ha-

ben:  

Jonas (19):  „Man sieht ja immer wieder 

alte Menschen, die im Müll nach Pfand-

flaschen suchen, trotz Rente, und da sieht 

man ja schon, dass die Rente deutlich ge-

ringer ist als vielleicht vor 10 Jahren."  

Dieses Bild funktioniert als emotionaler 

Verdichtungspunkt, denn es macht syste-

mische Ungerechtigkeiten sichtbar und 

konkret. Außerdem verleiht es der Forde-

rung, zuerst ins Inland zu investieren, eine 

moralische Unmittelbarkeit.  

Dieses Deutungsmuster ist allerdings nicht 

zwangsläufig eine ideologische Position, 

sondern ein Ausdruck des Gefühls, dass 
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die eigene Gesellschaft Defizite aufweist, 

die dringender erscheinen als internatio-

nale Verpflichtungen. Gleichzeitig zeigen 

die Fokusgruppen, dass diese Haltung 

nicht absolut ist: Wer das Argument des 

Verteilungskonflikts vorbringt, schließt in-

ternational e Verantwortung nicht grund-

sätzlich aus, sondern ordnet sie eher einer 

wahrgenommenen  innenpolitischen  

Dringlichkeit nach:  

Katharina (26): „Es ist ja nicht so, dass wir 

nichts tun. Wir unterstützen ja schon viele 

Länder, und ich finde, da muss man einen 

guten Mittelweg finden [...].”  

Miriam (26): „In dem Wort [Entwicklungs-

zusammenarbeit] steckt das schon, Zu-

sammenarbeit. Also dass man nicht ein-

zeln kämpft und den anderen was präsen-

tiert, sondern dass man wirklich versucht, 

gemeinsam daran zu arbeiten. Und versu-

chen gemeinsam eine Lösung zu finden.”  

4. Verteilungskonflikt oder strategi-

sche Investition: Wie unterschiedlich 

Außenpolitik gedacht wird  

Die Verflechtung von Innen -  und Außen-

politik wird sowohl von jungen Expert*in-

nen als auch von der allgemeinen Bevöl-

kerung wahrgenommen. Der entschei-

dende Unterschied liegt jedoch darin, wie 

beide Gruppen diese Verflechtung von In-

nen -  und Außenpolitik deute n und welche 

Schlussfolgerungen sie daraus ziehen. Die 

allgemeinen Fokusgruppen denken die 

Verbindung von Innen -  und Außenpolitik 

überwiegend als Verteilungskonflikt: Was 

ins Ausland fließt, fehlt im Inland.  

Vanessa (26): „Ich finde finanziell sollte 

Deutschland langsam mal aufhören an-

dere Länder zu unterstützen, weil es hier 

langsam ein bisschen eng wird."  

Dominik (23) verwies auf den Wider-

spruch zwischen internationaler Hilfsbe-

reitschaft und dem Gefühl, dass im Inland 

„an verschiedenen Ecken und Kanten " ge-

spart werde. Diese Ressourcenlogik 

strukturiert implizit weite Teile ihrer Urteile 

von der Ukraine - Unterstützung bis zur 

Entwicklungszusammenarbeit. Die Ex-

pert*innen - Gruppe hingegen weist diese 

Dichotomie explizit zurück, wie die beiden 

folgenden Zitate aus der Expert*innen - Fo-

kusgruppe verdeutlichen:  

Amelie (31): „Viele innenpolitische Themen 

sind von außenpolitischen Themen über-

haupt nicht trennbar. Das betrifft sowohl 

Wirtschaftsthemen und wirtschaftlicher 

Wohlstand als auch Sicherheitsthemen, 

gerade in der Zeit, in der wir es viel mit 

auch Bedrohungen durch Desi nformation, 

Spaltung, Polarisierung et cetera [zu tun 

haben]."  
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Marvin (Expert*innen - Fokusgruppe): „Ich 

denke, dass man beides tun kann, dass 

man sich vor allem auch diplomatisch in 

internationale Konflikte sehr wohl einmi-

schen kann und gleichzeitig innenpolitisch 

mehr Dinge verbessert. Ich denke nicht, 

dass es eine Dichotomie ist, wie sie da im-

pliziert  wird, dass nur das eine oder das 

andere geht. Ich denke, es ist durchaus 

miteinander kompatibel, starke außenpo-

litische Stellung zu beziehen und gleich-

zeitig mehr in die Bildung und die Sozial-

systeme zu stecken."  

Hinzu kommt ein Unterschied in der 

Schärfe der Analyse: Wo die allgemeinen 

Fokusgruppen Außenpolitik oft über dif-

fuse Medienbilder und persönliche Be-

troffenheitserfahrungen einordnen, brin-

gen die Expert*innen strukturierte Prob-

lemanalysen ein. Außenpolitik  ist für sie 

kein abstraktes Feld, sondern ein greifba-

res Politikfeld mit Steuerungsmöglichkei-

ten. 

IV.  Wahrgenommener Umbruch ohne Zukunftsbild: Die Zeitenwende aus Sicht 

junger Menschen  

1. Alle befragten jungen Menschen nehmen die Zeitenwende als realen Einschnitt sowohl 

in ihrem persönlichen Leben als auch in die bisherige Weltordnung wahr. Die alte Ord-

nung gilt als überholt, wobei eine N eue unvorstellbar  bleibt . 

2. Verschiedene Krisen werden als Mosaiksteine eines größeren, noch unfertigen Wan-

dels gelesen.  

3. Die rasche Abfolge und Gleichzeitigkeit der Ereignisse erzeugen oft Überforderung und 

Frustration.  

4. Junge Menschen mit mehr Vorwissen diskutieren stärker handlungsorientiert, während 

es jungen Menschen mit weniger Wissen schwerfällt, Optionen zu identifizieren .

Die Fokusgruppen zeigen ein konsisten-

tes, aber ambivalentes Bild, wenn es da-

rum geht, wie die gegenwärtige Weltlage 

von jungen Menschen wahrgenommen 

wird. Unabhängig davon, wie interessiert 

die Teilnehmenden an den außen -  und si-

cherheitspolitischen Themen sind, 

nehmen alle wahr, dass aktuell eine Phase 

der fundamentalen Umbrüche stattfindet. 

Allerdings haben die meisten dabei kein 

klares Bild davon, wohin dieser Wandel 

führen wird. Die „alte Ordnung", in der 

Verlässlichkeit durch westliche Bündnisse, 

wirtsc haftliche Stabilität und eine 
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regelbasierte internationale Politik als 

selbstverständlich galten, erscheint ihnen 

zunehmend brüchig. Was an ihre Stelle 

treten wird, ist unklar und bleibt deswegen 

diffus:  

Hendrik (27): „Ich habe das Gefühl, dass 

Deutschland sehr schlecht vorbereitet ist. 

[...] Und jetzt habe ich das Gefühl, dass ei-

nem plötzlich auffällt: ’Shit, wir haben ein 

bisschen was versäumt in den letzten Jah-

ren, jetzt müssen wir was machen’, und 

dann habe ich häufi g das Gefühl, dass un-

sere Generation jetzt die Generation ist, 

die darunter leiden soll."  

1. Wahrnehmung eines strukturellen 

Wandels  

Gemeinsame Referenzpunkte in den Fo-

kusgruppen sind etwa Russlands Angriffs-

krieg gegen die Ukraine, der Krieg in Israel 

und Gaza, die Unberechenbarkeit der 

amerikanischen Außenpolitik unter Trump 

und wirtschaftliche Verwerfungen durch 

Zölle und Lieferketten probleme – aber 

auch eine generell gestiegene Unsicher-

heit in der Weltpolitik. Dabei konnten viele 

Teilnehmende die vielfachen Krisen zwar 

benennen – auch  aufgrund ihrer medialen 

Präsenz –, aber oft deren langfristige Kon-

sequenzen nicht abschätzen. In manc hen 

Fällen wurde die eigene mögliche Betrof-

fenheit von Kriegen und Konflikten 

angesprochen, wie dieser Ausschnitt ei-

ner Diskussion zeigt:  

Moritz (21) „Was ist, wenn die Ukraine fällt? 

Putin wird ja nicht aufhören. Der wird wei-

ter Richtung Osten ziehen, weiter Land 

einnehmen. Natürlich auch Deutschland. 

Es ist eine Sorge, die muss man haben lei-

der." 

Nadine (27): „Das klang damals in der 

Schule im Geschichtsunterricht immer al-

les so weit weg, aber jetzt aktuell ist es 

doch sehr nah an uns dran."  

2. Fehlende Vorstellung der neuen 

Ordnung  

Während der Bruch mit der alten Welt-

ordnung oft benannt wird, fällt es den Teil-

nehmenden schwer, die neu entstehende 

Ordnung und ihre komplexen Dynamiken 

zu erfassen, wie in diesem Fall die Lage im 

Nahen Osten:  

Sven (27): „ Ich steige da [im Konflikt zwi-

schen Israel und Palästina]  mittlerweile 

selber gar nicht mehr durch. [...] Ich habe 

mich versucht einzulesen, aber ich habe 

keine Ahnung davon. Ich denke, so geht 

es vielen, aber alle wollen irgendwie eine 

Meinung von einem haben. Und dann 

muss man sich festlegen. " 

Die gestiegene Dynamik und die Ereignis-

dichte der Entwicklungen erschwert jun-

gen Menschen nicht nur die Orientierung, 
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sondern macht für viele junge Menschen 

die Zeitenwende spürbar. Trumps Außen-

politik, der russische Krieg in der Ukraine, 

die Debatte über Wehrpflicht, der subjek-

tive Bedeutungsverlust internationaler In-

stitutionen werden alle als Mosaiksteine 

eines größere n Bildes gelesen, das sich 

jedoch nicht zusammenfügt. Zugleich äu-

ßern viele Frustration und in Teilen Über-

forderung mit der aktuellen weltpoliti-

schen Dynamik:  

Katharina (26): „Jede Woche ist irgendwas 

Neues, wo man eigentlich denkt, dass ent-

weder Putin bald hier steht oder die USA 

[in Grönland].  Das macht einfach keinen 

Spaß mehr. Immer was Neues."  

3. Mehr Wissen macht die Zeitwende 

greifbarer  

Die Wahrnehmung eines fundamentalen 

Umbruchs der internationalen Ordnung 

war auch in der Fokusgruppe mit jungen 

Expert*innen ein zentrales Thema. Auch 

sie erleben die Zeitenwende als realen, 

tiefgreifenden Einschnitt und teilen die 

Unsicherheit darüber, wi e die entste-

hende neue Ordnung konkret aussehen 

wird. Hier enden jedoch die Parallelen. 

Während die allgemeinen Fokusgruppen 

die Veränderungen überwiegend diffus 

und emotional erfahren, als biografische 

Verunsicherung, als Anhäufung bedrohli-

cher Schlagzeil en und diese als schwer 

greifbares Gefühl des Kontrollverlustes se-

hen, benennen die jungen Expert*innen 

die Treiber dieses Wandels präzise und 

strukturiert. Sie verweisen etwa auf tech-

nologische Abhängigkeiten in globalen 

Lieferketten, insbesondere im Bereich der 

Halbleiterproduk tion, als konkretes Kon-

fliktpotenzial. Auch institutionelle 

Schwachstellen der EU, etwa Fragen poli-

tischer Unabhängigkeit zentraler Institutio-

nen oder strukturelle Entscheidungsme-

chanismen, werden als Anfälligkeiten im 

Transformatio nsprozess thematisiert.  

Wo die regulären Befragten den Umbruch 

im internationalen System spüren, ohne 

ihn benennen zu können, verfügen die 

jungen Expert*innen über konzeptionelle 

Werkzeuge, die es ihnen erlauben, das 

Unübersichtliche zu strukturieren. So neh-

men sie beispielsweise  schnell eine über-

geordnete Sicht ein und verbleiben weni-

ger auf der individuellen, persönlichen 

Ebene. Das hat unmittelbare Konsequen-

zen für die Handlungsorientierung. Aus ih-

rer Analyse leiten sie konkrete Forderun-

gen ab, etwa nach europäischer Souverä-

nität, der Diversifizierung von Abhängig-

keiten und institutionellen Reformen, 

während die allgemeinen Fokusgruppen 

häufig Schwierigkeiten haben, Einord-

nungsrahmen und Lösungsansätze zu fin-

den.  
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V. Wahrnehmung von Deutschland, der EU und internationalen Partnerschaften  

1. D eutschland wird als schlecht vorbereitet und institutionell eingeschränkt wahrgenom-

men. Moralische Positionierungen wirken unglaubwürdig, wenn sie ohne Wirkung blei-

ben und nicht konsequent angewandt werden.  

2. Innenpolitische Schwäche untergräbt die Legitimität außenpolitischen Engagements: 

Wer im Inland versagt, wird kaum als glaubwürdiger außenpolitischer Akteur wahrge-

nommen.  

3. Die EU gilt als richtiger Rahmen, wird aber als zu träge und intern uneinig wahrgenom-

men. Konsens herrscht darin, dass Deutschlands Interessen am besten durch eine 

starke EU vertreten werden.  

4. Partnerschaften jenseits der EU sind für viele schwer greifbar. Kooperation wird befür-

wortet, ihre Wirksamkeit aber skeptisch bewertet. Die USA gelten als unverzichtbar, 

aber unzuverlässig, China als wirtschaftlich nötig, aber politisch inakzeptabel .

1. Deutschland: schlecht vorbereitet, 

eingeschränkt handlungsfähig  

Auf die Frage, wie gut Deutschland auf die 

aktuellen außen -  und sicherheitspoliti-

schen Herausforderungen vorbereitet sei, 

fiel die Einschätzung in allen Gruppen 

größtenteils ernüchternd aus. Nadine (27) 

brachte eine in den Fokusgruppen häufig 

vertretene Ha ltung auf den Punkt:  

„Man hört halt nie, welche Lösungen vor-

geschlagen werden. Also die Politiker re-

den im Fernseher immer von den Proble-

men, aber nicht [davon], was sie dagegen 

tun. Deswegen denke ich mal, dass das 

ein Zeichen dafür ist, dass man nicht so 

vorbereitet ist."  

Andere Teilnehmende sahen die Lieferung 

von Waffen und anderen militärischen 

Gütern kritisch, da sie dann mittelfristig 

Deutschland nicht mehr zur Verfügung 

stehen würden. Zugleich wird von einigen 

durchaus anerkannt, dass sich Deutsch-

lands Sicherheitspoli tik seit dem Ausrufen 

der Zeitenwende durch den damaligen 

Bundeskanzler Olaf Scholz im Februar 

2022 weiterentwickelt hat. Zugleich wurde 

in diesem Kontext die Frage aufgeworfen, 

ob die gesetzten politische Ziele realis-

tisch sind und die Maßnahmen schnell 

genug wirken, etwa in Bezug auf die Auf-

rüstung der Bundeswehr:  

Bastian (27):  „Ich glaube schon, dass es 

besser wird und vorangeht, aber es 
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braucht schon deutlich mehr Zeit, als man 

sich vielleicht einräumen kann in dem Fall, 

dass es eben so weit kommt, dass wir uns 

verteidigen müssen."  

Die Einschränkungen der deutschen 

Handlungsfähigkeit werden nicht nur mili-

tärisch, sondern auch institutionell wahr-

genommen, beispielsweise im Hinblick 

auf Institutionen, die das internationale 

Recht durchsetzen.  

Svenja (26): „Es ist immer so ‚Ja, es wird 

angeprangert, Putin ganz, ganz schlimm, 

Erdogan auch ganz, ganz schlimm', aber 

es kann nichts gemacht werden, auch 

wenn eine Anklage vom Internationalen 

Strafgerichtshof vorliegt. […] Das finde ich 

immer ein bisschen frustrier end. Also ich 

finde es gut, dass Deutschland in den gan-

zen Bündnissen ist und sich auch ein 

Stück weit für Menschenrechte einsetzt, 

aber am Ende passiert halt einfach nicht 

so viel."   

2. Geringe innenpolitische Leistungs-

fähigkeit als Legitimationsproblem  

Eng verknüpft mit der außenpolitischen 

Skepsis ist ein tiefes Misstrauen gegen-

über der innenpolitischen Leistungsfähig-

keit staatlicher Institutionen. Soziale Prob-

leme, marode Infrastruktur und Bildungs-

defizite tauchen immer wieder als unmit-

telbare Probleme  auf, vor deren 

Hintergrund außenpolitisches Engage-

ment als weniger wichtig erscheint.  

Zugleich besteht eine gewisse Grundfrust-

ration mit dem geringen Fortschritt bezüg-

lich des Zustands der Bundeswehr oder 

bei der Cybersicherheit, der auch immer 

wieder durch Memes in den Sozialen Me-

dien aufgegriffen wird: Miriam (26) 

brachte die zugrunde lie gende Frustration 

auf den Punkt:  

„Gefühlt kann man sich anscheinend 

schon darüber lustig machen, wie wir ei-

gentlich aufgestellt sind, und momentan 

finde ich es auch immer ganz witzig, weil 

ich auch noch den Gedanken habe, wir 

brauchen die Bundeswehr gerade noch 

nicht, also alles noch gut,  aber eigentlich 

ist es schon erschreckend."  

Besonders auffallend ist, dass dieses 

Misstrauen nicht nur politische Entschei-

dungsträger*innen betrifft, sondern auch 

staatliche Institutionen wie die Polizei.  

Diese wahrgenommenen innenpoliti-

schen Defizite wirken sich dabei unmittel-

bar auf die Beurteilung des außenpoliti-

schen Handlungsspielraums aus. Ein 

Staat, der im Inland grundlegende Schutz -  

und Versorgungsleistungen nicht zuver-

lässig erbringt, wird kaum als  glaubwürdi-

ger außenpolitischer Akteur wahrgenom-

men. Diese Logik zieht sich durch alle 
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Fokusgruppen: Wer die eigenen Prob-

leme nicht löst, hat weder die Legitimation 

noch die Ressourcen, sich um außenpoli-

tische Probleme zu kümmern. Innenpoli-

tische Schwäche wird so zur scheinbaren 

Ursache einer wahrgenommenen außen-

politischen Handlungsunfähigk eit, und 

gleichzeitig werden außenpolitische In-

vestitionen daran gemessen, ob sie auf 

Kosten innenpolitischer Dringlichkeiten 

geht.  

3. Die EU: grundsätzlich positiv, aber 

strukturell limitiert  

Die Europäische Union genießt unter den 

jungen Teilnehmenden eine hohe Zustim-

mung. Die meisten Teilnehmenden 

stimmten zu, dass Deutschlands Interes-

sen am besten durch enge EU - Partner-

schaften vertreten werden. Markus (28) 

lobt beispielsweise die EU als einz igarti-

ges Sicherheitsversprechen: militärisch, 

wirtschaftlich, politisch und gesellschaft-

lich:  

 „Man merkt ja auch von außen, dass viele 

Länder in die EU wollen, weil die EU ein-

fach eine Sicherheit gibt, sei es militärisch, 

sei es wirtschaftlich, sei es politisch, sei es 

klimatechnisch, sei es gesellschaftlich, 

was es, denke ich, ein weiteres Mal au f 

der Welt nicht gibt.“  

Gleichzeitig wird die EU als träge und 

durch interne Uneinigkeit geschwächt 

wahrgenommen:  

Bastian (27): „Es gibt halt immer wieder 

auch in der EU Probleme  mit der Zustim-

mung. Länder wie Ungarn blockieren 

ständig die Finanzierungsrunden, ich 

glaube, dass es da immer wieder Blocka-

den gibt, aber Deutschland schon zu den 

Ländern gehört, die die Ukraine am meis-

ten unterstützen."  

Viele trauen der EU also grundsätzlich zu, 

Herausforderungen anzugehen, nehmen 

sie aber gleichzeitig als zu langsam und zu 

wenig geeint wahr.  

4. Internationale Partnerschaften 

durch geteilte Werte?  

Mit Blick auf internationale Partnerschaf-

ten wurde von vielen Teilnehmenden die 

stark in Mitleidenschaft gezogenen trans-

atlantischen Beziehungen thematisiert. 

Die USA werden dabei durchgehend als 

zunehmend unzuverlässig wahrgenom-

men. Trumps Unberechenbarke it, seine 

Zollpolitik und die Grönland - Drohungen 

werden als Zeichen einer US - amerikani-

schen Außenpolitik gedeutet, die die in-

ternationale Ordnung bedroht. Gleichzei-

tig bleiben die USA strategisch relevant. 

So argumentiert beispielsweise Milan (19), 

man müs se mit den USA weiterhin 
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zusammenarbeiten, weil sie eine Welt-

macht („eines der stärksten und mächtigs-

ten Länder” ) seien.  

Die Frage, mit wem Deutschland in Zeiten 

komplizierter transatlantischer Beziehun-

gen außerhalb der EU enger zusammen-

arbeiten sollte, konnten viele Teilneh-

mende nicht klar beantworten. Dies lag an 

der weiten Entfernung von der Lebensre-

alität vieler Teilnehm enden, aber auch am 

Fehlen von Ländern bzw. Regionen, die 

aus Sicht der Teilnehmenden die eigenen 

Werte teilen. Als alternative Partner wur-

den vereinzelt Kanada, Großbritannien 

und teilweise, mit erheblichen Vorbehal-

ten, China genannt.  

China polarisiert in den Fokusgruppen 

und wird häufig als wirtschaftlich unver-

zichtbar, aber politisch höchst ambivalent 

eingestuft. Viele sehen dabei ein Di-

lemma, denn sie möchten nicht, dass 

Deutschland stark von China abhängig ist, 

sehen aber zugleich n icht, dass Deutsch-

land es sich leisten kann, sich von China 

abzukoppeln. Dies wird beispielsweise an 

Laras (18) individualisiertem Blick auf 

China als Herkunftsland günstiger Import-

waren deutlich:  

„China ist billig. China ist eigentlich gut für 

uns, weil wir haben schon so viele Ausga-

ben. Deswegen würde ich keinen Grund 

sehen, warum man das ändern sollte."  

Andere nehmen in den Diskussionen hin-

gegen eine China - skeptische Position ein 

und lehnen eine engere Kooperation mit 

Verweis auf staatliche Überwachung 

scharf ab, während gleichzeitig die wirt-

schaftliche Abhängigkeit von chinesi-

schen Seltenen Erden und Hal bleitern als 

faktische Bindung anerkannt wird:  

Markus (28):  „Die wissen, was du im Inter-

net googelst, die wissen, was du draußen 

machst, die wissen alles über dich, die 

bündeln das, werten das aus, das ist eine 

Überwachung vom Allerfeinsten, was dort 

passiert. Mit so einem Land möchte ich 

nicht zusammenarbeiten. [. ..] China besitzt 

95 % der Seltenen Erden, die braucht man 

für alles, für das Glas im Smartphone, 

Prozessoren im Toaster, Steuergerät im 

Auto, für alles.”  

5. Unterstützung für Kooperation, 

Skepsis gegenüber deren Wirkung  

Trotz aller Kritik an der Handlungsfähigkeit 

Deutschlands und der Wirksamkeit des 

internationalen Engagements mit Bünd-

nispartnern überwiegt in den Gruppen 

eine grundsätzliche Unterstützung für in-

ternationale Kooperation. Die von der 

Moderation zur Diskussi on gestellte Aus-

sage, „Deutschland solle sich aus interna-

tionalen Konflikten heraushalten“, fand oft 

klare Ablehnung, auch von jenen, die in-

nenpolitische Dringlichkeiten betonten. 
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Sven (27) fasste die Mehrheitshaltung zu-

sammen:  

 „Wir haben natürlich unsere eigenen 

Probleme, aber man darf sich nicht raus-

halten aus allem auf jeden Fall, weil es 

sonst massiv backfiren kann, weil es uns 

alle betrifft dann, was außenpolitisch auch 

abgeht. Trotzdem nicht zu viel Geld in Si-

cherheit und Außenpolitik stecken, son-

dern auch in die eigenen Bereiche wie Bil-

dung, Medizinversorgung oder auch in 

Familien."  

Dabei wird auch die moralische Verant-

wortung Deutschlands als wohlhabendes 

Land für eine aktive Außenpolitik gesehen:  

Svenja (26):  „Ich finde, Deutschland als pri-

vilegiertes Land hat auch eine Verantwor-

tung der restlichen Welt gegenüber."  

6. Wissen eröffnet Handlungsoptio-

nen  

Während die allgemeinen Fokusgruppen 

Deutschlands außenpolitische Schwä-

chen eher diffus als generelle Leistungs-

unfähigkeit wahrnehmen, führen die Ex-

pert*innen konkrete Ursachen ins Feld:  

Amelie (31): „Wir sprechen immer von der 

Regierung. Ich bin der Meinung, es gibt 

einfach keine deutsche Regierung. Es sind 

verschiedene Ministerien, die sehr stark 

einzeln agieren mit einzelnen Ministern. 

Aber du siehst eigentlich keine Regierung, 

so Ressorts kämpfen mehr gegeneinan-

der, manchmal öffentlich, manchmal hin-

ter den Türen, aber am Ende blockieren 

sie sich gegenseitig. Und das hilft natürlich 

auch überhaupt nicht in der Außenkom-

munikation. Und es hilft auch überhaupt 

nicht, einzelne Politi kfelder zu verschrän-

ken und so eine Art Dual - Use - Logik her-

zustellen."  

Der Blick der Expert*innen auf die globale 

Vernetzung Deutschlands ist analytischer, 

weniger emotional aufgeladen und stärker 

an konkreten Reformhebeln orientiert. 

Besonders deutlich wird der Unterschied 

bei der Frage nach Alternativen zu bishe-

rigen Partne rschaftskonstellationen. Die 

allgemeinen Fokusgruppen denken Part-

nerschaften vor allem in normativen Kate-

gorien: Welches Land teilt unsere Werte? 

Wem kann man vertrauen? Wer ist ver-

lässlich? So nennen sie vielfach Kanada, 

Großbritannien und China oft assoz iativ 

und ohne strategische Rahmung, während 

die Expert*innen darüber hinaus gezielt 

und strategisch neue Partnerregionen er-

schließen. Nicht Vertrauen allein entschei-

det über die Qualität einer Partnerschaft, 

sondern die Frage, welche strukturellen 

Abhängi gkeiten sie schafft oder reduziert, 

ob bei Lieferketten, Energieversorgung 

oder militärischer Kapazität. So plädieren 

einige ausführlich für den afrikanischen 

Kontinent als strategischen 
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Wachstumspartner, andere benennen In-

dien, trotz ambivalenter Haltung zur dorti-

gen Regierung, als natürlichen EU - Partner 

oder denken in Formaten jenseits der EU, 

etwa E3 (Deutschland, Frankreich und das 

Vereinigte Königreich), UN -

Sicherheitsratsreformen oder Mittel-

machtdiplomatie. Partnerschaft wird da-

mit weniger als Frage der Sympathie, son-

dern als Frage der geopolitischen Positio-

nierung und langfristigen  Resilienz ver-

standen.  

VI. Persönliche Betroffenheit, Sicherheit und gesellschaftliche Rolle   
1. P ersönliches Sicherheitsgefühl ist oft intakt, während staatliche Sicherheit als fragil 

wahrgenommen wird. Sicherheit wird primär als innere Sicherheit verstanden: Krimi-

nalität, Polizei, öffentlicher Raum.  

2. Bundeswehr - Bild durchweg negativ: strukturelle Mängel, problematische innere Kultur 

und eine übergeordnete fehlende politische Vision. Die Wehrpflicht wird überwiegend 

abgelehnt, aus liberaler oder pazifistischer Position und mit Verweis auf fehlende Ge-

ner ationengerechtigkeit.  

3. Ein erweiterter Sicherheitsbegriff ist kaum präsent. Ziviles Engagement hingegen ge-

nießt hohe Akzeptanz und bietet eine wichtige Brücke zu einem breiteren Sicherheits-

verständnis.  

4. Politische Ohnmacht und geringe Selbstwirksamkeit sind weit verbreitet. Expert*innen 

sehen hierin ein strukturelles Kommunikations -  und Beteiligungsdefizit, das aktiv beho-

ben werden kann .

D as eigene Sicherheitsgefühl im Alltag 

und die wahrgenommene Sicherheitslage 

auf staatlicher und internationaler Ebene 

stehen in den Fokusgruppen auf zwei Sei-

ten eines Spektrums eines Verständnisses 

von Sicherheit. Zwischen beiden Enden 

bewegen sich die Dis kussionen: vom 

nächtlichen Heimweg bis zur Frage, ob 

die Bundeswehr im Angriffsfall überhaupt 

einen Tag lang das Land verteidigen 

könnte.  

1. Persönliche Sicherheit intakt, staat-

liche Sicherheit fragil  

Die meisten Teilnehmenden beschreiben 

ihr unmittelbares Sicherheitsempfinden 

als intakt, zumindest situativ. Auffällig ist, 

dass Sicherheit von vielen Teilnehmenden 

primär als innere Sicherheit verstanden 

wird: als Schutz vor Kriminalität, als Er-

reichbarke it der Polizei, als sicheres Sich -

Bewegen im öffentlichen Raum. Nadine 

(27) schilderte beispielsweise, wie sich ihr 
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Sicherheitsgefühl in den letzten Jahren 

verändert hat.  

„Ich überlege mir jetzt auch, gerade wenn 

es rechtzeitig dunkel wird, mit zwei klei-

nen Kindern, wie spät man da noch aus 

dem Haus gehen kann und sollte, gerade 

auch alleine. Das hat sich die letzten Jahre 

schon sehr verändert. 2015, als ich hierher 

gezogen  bin und hatte Spätschicht und 

bin durch den Park mit der Straßenbahn 

alleine nach Hause, da habe ich mir noch 

keinen Kopf drüber gemacht.“  

Diese Fokussierung auf innere Sicherheit 

ist kein Zufall: Sie spiegelt wider, dass die 

erfahrbare Alltagssicherheit das primäre 

Referenzsystem darstellt, von dem aus 

auch die staatliche Leistungsfähigkeit in si-

cherheitspolitischen Fragen beurteilt wird. 

Wo  die Polizei nicht erreichbar ist, wo öf-

fentliche Räume als unsicher gelten, ver-

liert der Staat an Legitimität. Diese Legiti-

mationserosion überträgt sich auf das 

Vertrauen in die außen -  und sicherheits-

politischen Fähigkeiten insgesamt.  

2. Zweifel an der Bundeswehr  

Deutlich negativer fällt das Urteil zur Ver-

teidigungsfähigkeit der Bundeswehr aus. 

Thorsten (28) zweifelte grundsätzlich an 

deren Einsatzbereitschaft und verwies auf 

strukturelle Mängel, die sich über Jahr-

zehnte aufgebaut hätten:  

„Wenn es hieße die Bundeswehr muss an 

die Front rücken, dann würde ich sagen, 

Berlin ist in einer Woche genommen."   

Kritikpunkt ist zudem auch die als proble-

matisch empfundene innere Kultur in der 

Bundeswehr:   

Svenja (26): „Vielleicht habe ich auch ein 

falsches Bild, aber ich nehme die Bundes-

wehr als rechtsunterwandert wahr. Und 

würde da nicht unbedingt eine queere 

Person hinschicken wollen oder eine POC  

[Person of Color]."  

Stefanie (25): „Die Hierarchien vor allem 

die existieren, die sind halt ziemlich 

schwierig, weil die höheren Positionen 

meistens von älteren Leuten besetzt sind, 

die sich dann aber auch nichts mehr sa-

gen lassen. Ich lasse mich dort auch nicht 

behandeln wie Dreck, wofür?"  

Diese kulturellen Vorbehalte sind dabei 

nicht nur Randnotizen, sondern wirken 

sich direkt auf die Rekrutierungsfähigkeit 

aus: Wer die Bundeswehr als hierarchisch 

erstarrt, kulturell homogen und intern 

problematisch wahrnimmt, wird sie weder 

als attraktive Arbeitgeberin noch als gänz-

lich legitime Institution gesellschaftlicher 

Verantwortung betrachten.  
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3. Zwischen Selbstbestimmung, Ge-

waltkritik und Generationengerech-

tigkeit: die Wehrpflicht wird überwie-

gend abgelehnt  

Die Wiedereinführung der Wehrpflicht 

stößt in allen Fokusgruppen mit der allge-

meinen Bevölkerung auf überwiegende 

Ablehnung, allerdings aus unterschiedli-

chen Motiven, die zusammen ein viel-

schichtiges Bild ergeben. Der Zwang zum 

Dienst an der Waffe als solc her wird am 

häufigsten genannt und zwar aus einer de-

zidiert libertären Position: Das Recht auf 

individuelle Selbstbestimmung, auf die 

freie Verfügung über die eigene Zeit und 

den eigenen Körper, wird als nicht verhan-

delbar betrachtet:  

Lara (18): „Ich bin eigentlich gegen eine 

Pflicht, weil ich nicht verstehe, warum 

man Menschen dazu zwingen sollte, viel-

leicht im schlimmsten Fall sein Leben für 

ein Land zu opfern. Weil jeder soll das für 

sich selber entscheiden."   

Entsprechend wird vereinzelt für Anreize 

statt Pflicht plädiert, weil Zwang strukturell 

das falsche Mittel sei, auch wenn Landes-

verteidigung wichtig ist:  

Katharina (26): „Also da müsste man An-

reize schaffen mit der Bundeswehr, sei es 

über Gehalt oder Ausbildungsmöglichkei-

ten oder irgendwelche Sachen für 

Altersvorsorge, dass es freiwillig gemacht 

wird, anstatt unter Zwang."  

Auch psychische Bedenken angesichts 

möglicher Langzeitfolgen werden geäu-

ßert:  

Florian (18): „Ich will nicht so enden wie 

die aus dem Zweiten Weltkrieg, mit ganz 

vielen Traumata, posttraumatischen Be-

lastungsstörungen, das belastet einen ein 

Leben lang. Da wird halt auch nicht so 

drüber geredet, was passiert dann."   

Auffällig ist dabei, dass viele Teilneh-

mende wenig über die konkrete Ausge-

staltung der Wehrpflicht zu wissen schei-

nen -  wer tatsächlich eingezogen wird, 

unter welchen Bedingungen und mit wel-

chen Alternativen:  

Milan (19): „Ich denke nur, wenn ich ge-

rade in der Ausbildung bin, ob ich die 

dann abbrechen müsste oder beenden 

muss und direkt zur Wehrpflicht gehe, wie 

das gehen würde?"  

In Bezug auf die Wiedereinführung der 

Wehrpflicht wurde dabei auch sehr häufig 

das Argument der Generationengerech-

tigkeit angebracht. Diese Wahrnehmung 

einer ungerechten Lastverteilung zwi-

schen den Generationen zieht sich durch 

alle Gruppen und speist ein Unbehagen, 

das über die konkrete sicherheitspoliti-

sche Debatte hinausgeht.  
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Hendrik (27): „Ich habe das Gefühl, dass 

viele Dinge in den vergangenen Jahren, 

Jahrzehnten, vielleicht auch schon seit-

dem es generell die Bundesrepublik gibt, 

so ein bisschen unter den Teppich gekehrt 

wurden. Und jetzt habe ich häufig das Ge-

fühl, dass einem plötzlich a uffällt: 'Shit, wir 

haben ein bisschen was versäumt in den 

letzten Jahren, jetzt müssen wir was ma-

chen', und dann habe ich häufig das Ge-

fühl, dass unsere Generation jetzt die Ge-

neration ist, die darunter leiden soll."  

Eng mit der Skepsis gegenüber der Wehr-

pflicht verknüpft ist das Gefühl, dass es an 

einer übergeordneten Vision fehlt, die er-

klärt, wofür diese Opfer eigentlich ge-

bracht werden sollen. Ohne ein klares Bild 

davon, für welche Werte, welche Gesell-

schaft und we lche Zukunft man sich en-

gagieren soll, bleibt die Forderung nach 

Wehrbereitschaft abstrakt und unglaub-

würdig:  

Thorsten (28): „Für mein Land würde ich 

mir nicht den Arsch wegschießen lassen, 

für meine Familie ja, sofort. Aber das ist 

irgendwie die Überzeugung, denke ich, 

die dahinter fehlt. Für was? Für eine 

scheinbar unsichere Rente?"  

Diese Aussage verweist erneut auf ein tie-

feres Problem: Es fehlt die emotionale 

und normative Grundlage, auf der Wehr-

bereitschaft überhaupt entstehen könnte. 

Wehrpflicht ohne gesellschaftlichen Zu-

sammenhalt und ohne überzeugende Ant-

wort auf die Frage „Wofür?" ist für viele 

Teilnehmende schlicht nicht vermittelbar, 

und das unabhängig von politischer Über-

zeugung oder Parteipräferenz. Die Ableh-

nung zieht sich quer  durch das politische 

Spektrum und speist sich dabei aus sehr 

unterschiedlichen Motiven: libertäre  

Selbstbestimmung, gewaltkritische 

Grundhaltung, das Gefühl fehlender Ge-

nerationengerechtigkeit.  

4. Erweiterter Sicherheitsbegriff für 

viele wenig greifbar, aber ziviles En-

gagement genießt hohe Akzeptanz  

In den Diskussionen mit jungen Men-

schen dominiert ein enges Verständnis 

von Sicherheit: Sicherheitspolitik wird 

überwiegend mit Bundeswehr, Wehr-

pflicht und militärischer Schlagkraft 

gleichgesetzt. Ein erweiterter Sicherheits-

begriff, der Cybersicherheit, En ergiever-

sorgung, Resilienz kritischer Infrastruktur 

oder zivilgesellschaftliche Wehrhaftigkeit 

einschließt, ist bei vielen Teilnehmenden 

kaum präsent. Einigen ist jedoch durchaus 

bewusst, wie vulnerabel Deutschland hier 

teilweise ist. Sven (27) schilderte beispiels-

weise einen Kassenausfall beim Super-

markt als anschauliches Beispiel für die 

Verwundbarkeit digitaler Infrastruktur:  
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„Komplettes Chaos. Wenn so was lahm-

gelegt ist, wie Bankwesen in dem Fall oder 

dass was technisch nicht funktioniert, ge-

nauso wie Versorgung durch Energie, 

dann hätten wir relativ schnell ein Prob-

lem, weil wir sind es ja mittlerweile alle 

gewöhnt, dass einf ach alles funktioniert 

und läuft."   

Allgemein bleibt der erweiterte Sicher-

heitsbegriff den meisten Teilnehmenden 

jedoch fremd. Deutlich anschlussfähiger 

als der Begriff der erweiterten Sicherheit 

ist das damit verbundene zivile Engage-

ment. Die gesellschaftlichen Säulen einer 

erweiterten Sich erheit -  etwa die Feuer-

wehr, die Bundesanstalt Technisches 

Hilfswerk (THW), Krankenhäuser und 

Pflegeeinrichtungen -  werden von den 

meisten Teilnehmenden nicht nur als 

wichtige gesellschaftliche Institutionen 

wahrgenommen, sondern auch als legi-

time und sinn volle Felder, in denen junge 

Menschen etwas beitragen können, 

scheinbar ohne die moralisch aufgela-

dene Frage der Kriegsbeteiligung zu be-

rühren:  

Katharina (26): „Weil ich gerne bereit wäre, 

mein Land zu unterstützen, auch wenn ich 

dafür dann nicht mein Leben geben 

müsste. Ich arbeite ja im sozialen Sektor, 

deswegen könnte ich mir definitiv vorstel-

len, Verletzte zu pflegen, da wäre die 

Bereitschaft deutlich mehr da, als ir-

gendwo an die Front zu gehen."   

Die hohe Akzeptanz zivilen Engagements 

verweist damit auf ein ungenutztes Poten-

zial: Während militärische Sicherheit für 

viele junge Menschen emotional und nor-

mativ schwer zugänglich bleibt, bietet der 

zivile Bereich einen niedrigschwelligen 

Einstieg in ei n breiteres Sicherheitsver-

ständnis, wenn er entsprechend kommu-

niziert und strukturell gefördert wird.  

Ein wiederkehrendes und grundlegendes 

Gefühl in allen Gruppen, wie es auch in 

der Debatte um die Wehrpflicht expliziter 

deutlich wird, ist da s der politischen Ohn-

macht beziehungsweise der geringen po-

litischen Selbstwirksamkeit: Entscheidun-

gen werden „über die Köpfe hinweg" ge-

troffen, die eigene Stimme zählt wenig, 

und die Möglichkeiten für Mitgestaltung 

sind unbekannt oder unzugänglich:  

Laura (25): „Was Kriege angeht, da haben 

wir halt wenig Mitrede - Freiheit, also wir, 

die Bevölkerung."  

Dominik (23): „Ich würde sagen, dass es 

sowohl als auch noch möglich ist, da Sa-

chen verändern zu können, aber im Gro-

ßen und Ganzen sehe ich es eher so, dass 

man wie eine kleine Ameise im Ameisen-

haufen ist."  
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Gerade auf einer höheren und abstrakte-

ren Entscheidungsebene – Außenpolitik, 

Sicherheitspolitik, internationale Bünd-

nisse – schwindet bei vielen das Gefühl, 

etwas bewirken zu können. Der Wunsch 

nach Mitgestaltung ist bei einigen Teilneh-

menden vorhanden, di e Kenntnis konkre-

ter Beteiligungsmöglichkeiten jedoch 

nicht.  

5. Sicherheit neu denken und kommu-

nizieren  

Viele der aufgebrachten Punkte werden 

auch von den jungen Expert*innen geteilt: 

die Zweifel an der Leistungsfähigkeit der 

Bundeswehr sowie eine gewisse Skepsis 

gegenüber der Wehrpflicht finden sich auf 

beiden Seiten. Auch die hohe Offenheit für 

zivilgesell schaftliches Engagement ver-

bindet die Gruppen. Die Unterschiede lie-

gen jedoch erneut in der Distanz zu den 

Themen, dem entsprechenden Wissen 

und der Kenntnis von tiefergehenden Dis-

kussionen zu den Themen. Die allgemei-

nen Fokusgruppen definieren Sicherheit 

primär über greifbare Alltagserfahrungen 

– innere Sicherheit, Erreichbarkeit der Po-

lizei, das sichere Bewegen im öffentlichen 

Raum – und erweitern diesen Begriff nur 

teilweise, auch weil hier die persönlichen 

Erfahrungen fehlen und Bedrohungen oft 

abstrakt bleiben. Die Expert*innen - Fokus-

gruppe hingegen operiert von Beginn an 

mit einem systematisch erweiterten Si-

cherheitsbegriff und verbindet ihn mit 

konkreten Konzepten. Mareike (30) plä-

diert beispielsweise explizit für eine Per-

spektive aus der feministische n Außenpo-

litik, die Sicherheit als wehrhafte Demo-

kratie begreift:  

 „Ich glaube, wir fassen Sicherheitspolitik 

oder Sicherheit immer sehr eng und auch 

ein bisschen altmodisch.  […] Da  [bei femi-

nistischer Außenpolitik] wird auf jeden Fall 

Sicherheit weiter gefasst und ich denke, 

das ist etwas, was sich lohnt, gerade wenn 

es auch darum geht, eine Gesellschaft da-

rauf vorzubereiten, wie Sicherheit definiert 

wird. Das sind nicht nur Waffen, sondern 

das ist auch eine wehrhaft e Demokratie."  

Bei der Wehrpflicht zeigt sich ein ähnli-

ches Muster: Die allgemeinen Fokusgrup-

pen argumentieren primär normativ 

(Zwang ist unzumutbar, Generationenge-

rechtigkeit fehlt), während die Expert*in-

nen die Debatten sowohl normativ als 

auch stärker systemisch führe n:  

Mareike (30): „Ich halte nichts von dieser 

Wehrpflichtdiskussion, weil das finde ich 

ein bisschen an den Versäumnissen der 

Menschen in Verantwortung vorbeigeht 

und dann sozusagen der Weg des ver-

meintlich geringsten Widerstandes ge-

wählt wird und das finde ich bei so eine r 

also weitreichenden Entscheidung nicht 
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gerechtfertigt, finde ich einen zu großen 

Eingriff in Freiheitsrechte."  

Zugleich wurde in dieser Runde auch die 

Wehrpflicht nicht nur aus der Sicht von 

Generationengerechtigkeit diskutiert, son-

dern der demographische Wandel auch 

als langfristiges Problem für gesellschaft-

liche Resilienz aufgeworfen.  

Gregor (34): „Ich bin gespannt, wie sich 

das in demografischer Hinsicht auch in 

Zukunft aufstellt, weil eine Gesellschaft 

sich ja auch ein bisschen so dreht, wenn 

wir wesentlich mehr ältere Leute haben 

und wesentlich weniger jüngere Leute, wie 

können wir dann noch so e ine Resilienz 

aufrechterhalten."  

Generell unterscheiden sich die beiden 

Gruppen darin, wie sie die Lücke zwi-

schen Gesellschaft und Sicherheitspolitik 

beschreiben: Die allgemeinen Fokusgrup-

pen erleben sie als persönliche Ohn-

macht, Entscheidungen werden über 

Köpfe hinweg getroffen. Die Expe rt*innen 

beschreiben dieselbe Lücke als strukturel-

les Kommunikations -  und Beteiligungsde-

fizit, das aktiv behoben werden kann: 

durch eine stärkere Betonung eines Dual -

Use von sicherheitspolitischen Investitio-

nen, beispielsweise der Ausbau der öf-

fentlichen I nfrastruktur im Verkehr und im 

Gesundheitswesen, durch Einbindung von 

strategischen Multiplikatoren in der 

Kommunikation, durch eine wirkungsvol-

lere Kommunikationskultur:  

Amelie (31): „Erstens, man muss auch ein-

fach sagen, wir haben Infrastruktur - Son-

dervermögen letztes Jahr bekommen und 

es wurde nicht nach einem Dual - Use -

Prinzip ausgerichtet, so verpasste Chance. 

Zweitens, wir beherrschen überhaupt gar 

keine strategische Kommunikation, aber 

überhaupt keine auch gesellschaftsnahe 

Kommunikation. Versuch doch die Leute 

da abzuholen, wo sie tatsächlich stehen!  
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